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117. Kundmachung: Ratifikation des Übereinkommens über internationale Beförderungen leicht
verderblicher Lebensmittel und über die besonderen Beförderungsmittel,
die für diese Beförderungen zu verwenden sind (ATP), durch Luxemburg
und die Niederlande

1 1 8 . Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Verkehr der Bundesrepublik Deutschland
und dem Bundesminister für Verkehr der Republik Österreich nach
Rn. 2010 des ADR über die Beförderung bestimmter organischer Peroxide

1 1 9 . Vereinbarung über die Wiederanwendung des Abkommens zwischen der Österreichischen
Bundesregierung und der Regierung der Union der Sozialistischen Sowjet-
republiken über den internationalen Straßenverkehr und die Änderung
seiner Art. 14 und 18

1 2 0 . Vertrag zwischen der Republik Österreich und der Bundesrepublik Deutschland über die
Gegenseitigkeit in Amtshaftungssachen
(NR: GP XIV RV 1006 AB 1106 S. 111. BR: AB 1928 S. 382.)

1 1 7 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 6. März 1979 betreffend die Ratifikation
des Übereinkommens vom 1. September 1970
über internationale Beförderungen leicht ver-
derblicher Lebensmittel und über die beson-
deren Beförderungsmittel, die für diese Be-
förderungen zu verwenden sind (ATP), durch

Luxemburg und die Niederlande

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben Luxemburg und die

Niederlande ihre Ratifikationsurkunden zum
Übereinkommen über internationale Beförderun-
gen leicht verderblicher Lebensmittel und über
die besonderen Beförderungsmittel, die für diese
Beförderungen zu verwenden sind (ATP) (BGBl.
Nr. 144/1978, letzte Kundmachung betreffend
den Geltungsbereich BGBl. Nr. 206/1978) am
9. Mai 1978 bzw. am 30. November 1978 hinter-
legt.
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118.
(Übersetzung)

V e r e i n b a r u n g

zwischen dem Bundesminister für Verkehr
der Bundesrepublik Deutschland und dem
Bundesminister für Verkehr der Republik
Österreich nach Rn. 2010 des ADR über
die Beförderung bestimmter organischer

Peroxide

(1) Abweichend von den Vorschriften der
Rn. 2550 und 2551 des ADR dürfen die nachfol-
gend genannten organischen Peroxide im inter-
nationalen Straßenverkehr unter folgenden Be-
dingungen befördert werden:

I. Als Stoffe der Gruppe A
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II. Als Stoffe der Gruppe E

1. Bis-(2-äthylhexyl)-peroxydicarbonat mit
mindestens 35°/o Phlegmatisierungsmit-
teln;

2. Tert. Butylperneodecanoat in Lösung mit
mindestens 25% Kohlenwasserstoffen mit
einem Siedepunkt von mindestens
150° C.

III. Die Stoffe der Gruppe A sind unter Be-
rücksichtigung der Vorschriften in Rn. 2552
und 2553 des ADR wie folgt zu verpacken:

1. Die flüssigen Stoffe müssen in Gefäße aus
geeignetem Kunststoff verpackt sein, die
in geeignete nichtmetallische Schutzbe-
hälter einzusetzen sind.

2. Die festen Stoffe müssen in Gefäße oder
Beutel aus geeignetem Kunststoff ver-
packt sein, die in geeignete nichtmetalli-
sche Schutzbehälter einzusetzen sind.

3. Ein Versandstück mit diesen Stoffen darf
nicht mehr als 50 kg enthalten.

4. Mit Ausnahme von Beuteln aus geeigne-
tem Kunststoff dürfen Gefäße mit den
vorgenannten flüssigen Peroxiden nur bis
zu 93% des Fassungsraumes gefüllt sein.

IV. 1. Bis-(2-äthylhexyl)-Peroxydicarbonat ist
wie ein Stoff der Rn. 2551 Ziffer 53 zu
verpacken.

2. Tert. Butylperneodecanoat unter Be-
rücksichtigung der Vorschriften in
Rn. 2552 und 2559 wie folgt zu ver-
packen:

2.1 In Beutel aus geeignetem Kunststoff,
die einzeln oder zu mehreren in ge-
eignete Schutzbehälter einzusetzen
sind.

2.2 Ein Beutel darf höchstens 6 kg, ein
Schutzbehälter höchstens 30 kg dieser
Stoffe enthalten.
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V. Hinsichtlich der Zusammenpackung gelten
die Vorschriften in Rn. 2562 des ADR ent-
sprechend.

VI. Hinsichtlich der Kennzeichnung gelten die
Vorschriften in Rn. 2563 (1) Satz 1 und 2
sinngemäß.

VII. Die Bezeichnung im Beförderungspapier
muß gleichlauten wie eine der unter I. und
II. angegebenen Benennungen, sie ist rot
zu unterstreichen und durch die Angabe:
„5.2, ADR"
zu ergänzen.

VIII. Die Vorschriften der Anlage B des ADR
gelten für die genannten organischen
Peroxide entsprechend, soweit nachfolgend
nicht Besonderheiten festgelegt sind.

IX. Die Vorschriften der Rn. 10 171 (2) sind
bei den unter II. genannten Peroxiden an-
zuwenden, wenn deren Mengen 4000 kg
überschreiten.

X. Die unter II. genannten Stoffe sind so zu
versenden, daß nachstehende Umgebungs-
temperaturen nicht überschritten werden:

Stoffe der Ziffer II. 1:
Höchsttemperatur — 10° C

Stoffe der Ziffer II.2:
Höchsttemperatur ± 0° C

XI. In einer Beförderungseinheit dürfen an
Stoffen der Ziffer II. nicht mehr als
10000 kg befördert werden.

(2) Im Beförderungspapier hat der Absender
zusätzlich zu vermerken: „Beförderung verein-
bart nach Rn. 2010 des ADR".

(3) Diese Vereinbarung gilt im Verkehr zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und
Österreich.

Wien, 1979 02 07

Für den Bundesminister für Verkehr der Repu-
blik Österreich:

Hehenberger

Bonn, den 1. 8. 1978

Die für das ADR zuständige Behörde der Bun-
desrepublik Deutschland:

Für den Bundesminister für Verkehr:

Dr. Gömmel
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119.

Vereinbarung über die Wiederanwendung des Abkommens zwischen der
Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Union der Sozialistischen
Sowjetrepubliken über den internationalen Straßenverkehr*) und die Änderung

seiner Artikel 14 und 18

Österreichische Botschaft

No. 1112/78

Verbalnote

Die Österreichische Botschaft drückt dem
Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten der
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken ihre
Hochachtung aus und beehrt sich mit Bezug auf
die Verhandlungen, welche im Oktober 1978
zwischen einer Delegation Österreichs und einer
der UdSSR über Fragen des internationalen
Straßenverkehrs stattgefunden haben, Nachstehen-
des vorzuschlagen:

Das Abkommen zwischen der Österreichischen
Bundesregierung und der Regierung der Union
der Sozialistischen Sowjetrepubliken über den
internationalen Straßenverkehr vom 3. Juli 1973
tritt mit Ausnahme seiner Artikel 14 und Artikel 18
wieder in Kraft, wobei folgende Bestimmungen
an die Stelle der Artikel 14 und 18 treten:

Artikel 14

1. Die Personen- und Gütertransporte sowie
die diese Transporte durchführenden Kraftfahr-
zeuge und zum Transport von Touristen dienende
Omnibusse und Personenkraftwagen des einen
vertragschließenden Teiles werden auf dem Ge-
biet des anderen vertragschließenden Teiles von
Steuern und Gebühren, die mit der Erteilung
der im vorliegenden Abkommen vorgesehenen
Genehmigungen, mit dem Besitz oder der Be-
nützung von Kraftfahrzeugen verbunden sind,
sowie von Steuern für auf Grund dieser Trans-
porte erzielte Umsätze, Einkommen und Gewinne
befreit.

2. Personentransporte sowie die diese Trans-
porte durchführenden Kraftfahrzeuge und zum
Transport von Touristen dienende Omnibusse
und Personenkraftwagen des einen vertrag-
schließenden Teiles werden auf dem Gebiet des
anderen vertragschließenden Teiles von Steuern
und Gebühren, die mit der Benützung von
Straßen verbunden sind, befreit.

Artikel 18

1. Bei der Durchführung von Transporten
gemäß diesem Abkommen werden auf Basis der
Gegenseitigkeit folgende in das Gebiet des
anderen vertragschließenden Teiles eingeführte
Artikel von Zollgebühren und Genehmigungen
befreit:

a) Kraftstoffe, die sich in den Tanks von
Omnibussen, Personenkraftwagen und Last-
kraftwagen mit (oder ohne) Anhänger mit
einer Gesamtnutzlast bis einschließlich 5 t
befinden, welche technisch und von der
Konstruktion her mit dem Motor verbunden
sind;

b) Schmiermittel in der für die Fahrtdauer
notwendigen Menge;

c) Ersatzteile, die für die Reparatur eines
beschädigten Fahrzeuges, das internationale
Transporte durchführt, bestimmt sind.

2. Unbenützte Ersatzteile sind wieder auszu-
führen, ausgewechselte Ersatzteile entweder aus
dem Staate auszuführen, zu vernichten oder gemäß
den auf dem Gebiet des jeweiligen vertragschlie-
ßenden Teiles geltenden Bestimmungen abzu-
geben.

Die Österreichische Botschaft beehrt sich vor-
zuschlagen, daß diese Verbalnote und eine ent-
sprechende Antwortnote von sowjetischer Seite
eine Vereinbarung zwischen der österreichischen
Bundesregierung und der Regierung der UdSSR
bildet, die 90 Tage nach Austausch der beiden
Noten in Kraft tritt.

Die Österreichische Botschaft benützt auch
diese Gelegenheit, um dem Ministerium für Aus-
wärtige Angelegenheiten der Union der Sozialisti-
schen Sowjetrepubliken die Versicherung ihrer
ausgezeichneten Hochachtung zu erneuern.

Moskau, am 19. Dezember 1978

L. S.

An das
Ministerium für Auswärtige
Angelegenheiten der UdSSR
Moskau

*) Das Abkommen (BGBl. Nr. 453/1973) ist auf Grund der österreichischen Note vom 31. März 1978 mit
29. Juni 1978 völkerrechtlich außer Kraft getreten.
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(Übersetzung)

Ministerium für Auswärtige
Angelegenheiten der UdSSR
Zl. 72/Seo

Das Ministerium für Auswärtige Angelegen-
heiten der Union der Sozialistischen Sowjet-
republiken drückt der Botschaft der Republik
Österreich seine Hochachtung aus und beehrt
sich, den Empfang der Verbalnote der Botschaft,
Zl. 1112/78, vom 19. Dezember 1978 folgenden
Inhaltes zu bestätigen:

Das Ministerium beehrt sich mitzuteilen, daß
der Sowjetische Teil einverstanden ist, daß die
Verbalnote der Botschaft der Republik Österreich
sowie die gegenständliche Antwortnote eine Ver-
einbarung in der erwähnten Frage zwischen der
Regierung der UdSSR und der österreichischen
Bundesregierung bildet, die 90 Tage nach Aus-
tausch der beiden Noten in Kraft tritt.

Das Ministerium benützt die Gelegenheit, um
der Botschaft die Versicherung seiner ausge-
zeichneten Hochachtung zu erneuern.

Moskau, 19. Dezember 1978

L. S.

An die
Botschaft der Republik Österreich
Moskau

Die Vereinbarung tritt gemäß ihrem vorletzten Absatz am 19. März 1979 in Kraft.
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1 2 0 .

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

VERTRAG
zwischen der Republik Österreich und der
Bundesrepublik Deutschland über die Gegen-

seitigkeit in Amtshaftungssachen

Die Republik Österreich und die Bundesrepu-
blik Deutschland, in dem Wunsche, Fragen der
Amtshaftung in den beiderseitigen Beziehungen
zu regeln, haben folgendes vereinbart:

Artikel 1
Angehörige des einen Vertragsstaates können

nach den im anderen Vertragsstaat geltenden
Rechtsvorschriften auf dem Gebiet der Amts-
haftung unter den gleichen Bedingungen An-
sprüche geltend machen wie die Angehörigen des
anderen Vertragsstaates.

Artikel 2
(1) Wer Angehöriger eines Vertragsstaates im

Sinne dieses Vertrages ist, bestimmt sich nach
dem Recht dieses Vertragsstaates.

(2) Angehörige eines Vertragsstaates im Sinne
dieses Vertrages sind auch juristische Personen
und andere parteifähige Gebilde, die ihren tat-
sächlichen und, wenn ein solcher bestimmt ist,
ihren satzungsmäßigen Sitz in einem Vertrags-
staat oder in beiden Vertragsstaaten haben oder,
wenn ein Sitz nicht besteht, dort gelegen sind.

(3) Die Regierungen der Vertragsstaaten kön-
nen diesen Vertrag durch Vereinbarung auf

Staatenlose ausdehnen, die ihren gewöhnlichen
Aufenthalt in einem der beiden Vertragsstaaten
haben.

Artikel 3
Dieser Vertrag gilt auch für das Land Berlin,

sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik
Deutschland gegenüber der Regierung der Repu-
blik Österreich innerhalb von drei Monaten nach
Inkrafttreten des Vertrages eine gegenteilige Er-
klärung abgibt.

Artikel 4
Das Abkommen vom 14. September 1955

zwischen der Republik Österreich und der Bun-
desrepublik Deutschland zur Regelung der Amts-
haftung aus Handlungen von Organen des einen
in grenznahen Gebieten des anderen Staates
wird durch diesen Vertrag nicht berührt.

Artikel 5

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation;
die Ratifikationsurkunden werden sobald wie
möglich in Wien ausgetauscht.

(2) Dieser Vertrag tritt am ersten Tag des
dritten Monats in Kraft, der auf den Austausch
der Ratifikationsurkunden folgt. Er findet An-
wendung, wenn das schädigende Verhalten nach
dem Inkrafttreten des Vertrages stattgefunden
hat.
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Artikel 6

(1) Dieser Vertrag wird auf unibestimmte Zeit
geschlossen. Er kann jederzeit schriftlich auf di-
plomatischem Weg gekündigt werden. Die Kün-
digung wird ein Jahr nach dem Zeitpunkt wirk-
sam, zu dem sie dem anderen Staat notifiziert
wurde.

(2) Tritt der Vertrag infolge Kündigung
außer Kraft, so gelten seine Bestimmungen für
die Fälle weiter, in denen das schädigende Ver-

halten vor Außerkrafttreten des Vertrages statt-
gefunden hat.

Geschehen zu Bonn, am 3. November 1977
in zwei Urschriften.

Für die Republik Österreich:

Willibald P. Pahr m. p.

Für die Bundesrepublik Deutschland:

Genscher m. p.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifika-
tionsurkunde wurde am 20. Feber 1979 ausgetauscht; der Vertrag tritt gemäß seinem Art. 5
Abs. 2 am 1. Mai 1979 in Kraft.
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